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Prüfungsordnung für die Durchführung von Abschlussprüfungen für die Be-
rufsausbildung in der Geoinformationstechnologie in den Ausbildungsberufen 

zum Geomatiker / zur Geomatikerin 
zum Vermessungstechniker /  zur Vermessungstechnikerin 

 

vom 05.03.2012 (GABl. 4/2012 S. 264) 

 
Auf Grund des Beschlusses des Berufsbildungsausschusses vom 16. November 2011 erlässt das 
Landesamt für Geoinformation und Landentwicklung Baden-Württemberg als zuständige Stelle nach § 
47 Absatz 1, § 79 Absatz 4 des Berufsbildungsgesetzes (BBiG) vom 23. März 2005 (BGBl. I S. 931) 
und nach § 3 Absatz 1 Nummer 11 der Berufsbildungsgesetz-Zuständigkeitsverordnung (BBiG-ZuVO) 
vom 3. Juli 2007 (GBl. S. 342) die folgende Prüfungsordnung für die Durchführung von Abschlussprü-
fungen in der Geoinformationstechnologie nach der Verordnung über die Berufsausbildung in der 
Geoinformationstechnologie (Ausbildungsordnung) vom 30. Mai 2010 (BGBl. I S. 694).  

 
 

Erster Abschnitt 

Prüfungsausschüsse 
 

§ 1 
Errichtung  
(§ 39 BBiG) 

 
(1) Für die Abnahme der Abschlussprüfun-

gen in den Ausbildungsberufen der Geoinfor-
mationstechnologie errichtet das Landesamt 
für Geoinformation und Landentwicklung als 
zuständige Stelle Prüfungsausschüsse. 

(2) Für einen Ausbildungsberuf können bei 
Bedarf, insbesondere bei einer großen Anzahl 
von Prüfungsbewerbern und bei besonderen 
Anforderungen in der Ausbildungsordnung, 
mehrere Prüfungsausschüsse errichtet wer-
den. 

(3) Das Landesamt für Geoinformation und 
Landentwicklung kann mit anderen zuständi-
gen Stellen einen gemeinsamen Prüfungs-
ausschuss zur Abnahme der Abschlussprü-
fung errichten. 

§ 2 
Zusammensetzung und Berufung  

(§ 40 BBiG) 
 

(1) Die Prüfungsausschüsse bestehen aus 
mindestens drei Mitgliedern. Die Mitglieder 
und ihre Stellvertreter müssen für die Prü-
fungsgebiete sachkundig und für die Mitwir-
kung im Prüfungswesen geeignet sein. 
 
(2) Dem Prüfungsausschuss müssen als 

Mitglieder Beauftragte der Arbeitgeber und der 
Arbeitnehmer in gleicher Zahl sowie je eine 
Lehrkraft der berufsbildenden Schulen ange-

hören. Mindestens zwei Drittel der Gesamt-
zahl der Mitglieder müssen Beauftragte der 
Arbeitgeber und der Arbeitnehmer sein. Die 
Mitglieder haben Stellvertreter.  
 

(3) Von Absatz 2 darf nur abgewichen wer-
den, wenn andernfalls die erforderliche Zahl 
von Mitgliedern des Prüfungsausschusses 
nicht berufen werden kann. 

(4) Die Mitglieder und stellvertretenden Mit-
glieder werden vom Landesamt für Geoinfor-
mation und Landentwicklung für vier Jahre be-
rufen. Eine Wiederberufung ist zulässig. 

(5) Die Arbeitgebermitglieder und deren 
Stellvertreter werden im Einvernehmen mit 
dem Landesamt für Geoinformation und 
Landentwicklung, dem Landkreistag, dem 
Städtetag und den selbstständigen Vereini-
gungen von ausbildenden Arbeitgebern beru-
fen. 

(6) Die Arbeitnehmermitglieder und deren 
Stellvertreter werden auf Vorschlag der im 
Land Baden-Württemberg zuständigen Spit-
zenorganisationen der Gewerkschaften und 
der selbstständigen Vereinigungen von Ar-
beitnehmern mit sozial- oder berufspolitischer 
Zwecksetzung berufen. 

(7) Die Lehrkräfte berufsbildender Schulen 
und deren Stellvertreter werden im Einver-
nehmen mit der Schulaufsichtsbehörde oder 
der von ihr bestimmten Stelle berufen.  

(8) Der Prüfungsausschuss kann aus seinen 
Mitgliedern Prüfungsgruppen bilden, die min-
destens aus einem Vorsitzenden und zwei 
Mitgliedern bestehen und diese mit der Ab-
nahme einzelner Prüfungsbereiche sowie der 
mündlichen Prüfung beauftragen.  
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(9) Werden Mitglieder oder stellvertretende 
Mitglieder nicht oder nicht in ausreichender 
Zahl innerhalb der vom Landesamt für Geoin-
formation und Landentwicklung gesetzten an-
gemessenen Frist vorgeschlagen, so beruft 
sie das Landesamt für Geoinformation und 
Landentwicklung insoweit nach pflichtgemä-
ßem Ermessen.  

(10) Die Mitglieder und stellvertretenden Mit-
glieder eines Prüfungsausschusses können 
nach Anhören der an ihrer Berufung Beteilig-
ten aus wichtigem Grund abberufen werden. 

(11) Die Tätigkeit im Prüfungsausschuss ist 
ehrenamtlich. Für bare Auslagen und für Zeit-
versäumnis ist, soweit eine Entschädigung 
nicht von anderer Seite gewährt wird, eine an-
gemessene Entschädigung zu zahlen, deren 
Höhe vom Landesamt für Geoinformation und 
Landentwicklung mit Genehmigung der zu-
ständigen obersten Landesbehörde festge-
setzt wird.  

§ 3 
Befangenheit 

 
(1) Bei der Zulassung und Prüfung dürfen 

Angehörige der Prüfungsbewerber nicht mit-
wirken. Angehörige im Sinne des Satz 1 sind: 

1. Verlobte,  
2. Ehegatten,  
3. eingetragene Lebenspartner,  
4. Verwandte und Verschwägerte 

gerader Linie,  
5. Geschwister,  
6. Kinder der Geschwister,  
7. Ehegatten der Geschwister und 

Geschwister der Ehegatten, 
8. Geschwister der Eltern, 
9. Personen, die durch ein auf längere 

Dauer angelegtes Pflegeverhältnis mit 
häuslicher Gemeinschaft wie Eltern 
und Kind miteinander verbunden sind 
(Pflegeeltern und Pflegekinder). 

Angehörige sind die im Satz 2 aufgeführten 
Personen auch dann, wenn  

1. in den Fällen der Nummern 2, 3, 4 
und 7 die Beziehung begründende 
Ehe oder die Lebenspartnerschaft 
nicht mehr besteht;  

2. in den Fällen der Nummern 4 bis 8 die 
Verwandtschaft oder Schwägerschaft 
durch Annahme als Kind erloschen 
ist;  

3. im Falle der Nummer 9 die häusliche 
Gemeinschaft nicht mehr besteht, so-
fern die Personen weiterhin wie Eltern 
und Kind miteinander verbunden sind. 

(2) Hält sich ein Prüfungsausschussmitglied 
nach Absatz 1 für ausgeschlossen oder be-
stehen Zweifel, ob die Voraussetzungen des 
Absatz 1 gegeben sind, ist dies der zuständi-
gen Stelle mitzuteilen, während der Prüfung 
dem Prüfungsausschuss. Die Entscheidung 
über den Ausschluss von der Mitwirkung trifft 
die zuständige Stelle, während der Prüfung 
der Prüfungsausschuss. Im letzteren Fall darf 
das betroffene Mitglied nicht mitwirken. Aus-
geschlossene Personen dürfen bei der Bera-
tung und Beschlussfassung nicht zugegen 
sein. 

(3) Liegt ein Grund vor, der geeignet ist, 
Misstrauen gegen eine unparteiische Aus-
übung des Prüfungsamtes zu rechtfertigen, 
oder wird von einem Prüfling das Vorliegen 
eines solchen Grundes behauptet, so hat die 
betroffene Person dies der zuständigen Stelle 
mitzuteilen, während der Prüfung dem Prü-
fungsausschuss. Absatz 2 Sätze 2 bis 4 gel-
ten entsprechend.  

(4) Ausbilder und Ausbilderinnen des Prüf-
lings sollen, soweit nicht besondere Umstände 
eine Mitwirkung zulassen oder erfordern, nicht 
mitwirken. 

(5) Wenn in den Fällen der Absätze 1 bis 3 
eine ordnungsgemäße Besetzung des Prü-
fungsausschusses nicht möglich ist, kann die 
zuständige Stelle die Durchführung der Prü-
fung einem anderen oder einem gemeinsa-
men Prüfungsausschuss übertragen. Erforder-
lichenfalls kann eine andere zuständige Stelle 
ersucht werden, die Prüfung durchzuführen. 
Das gleiche gilt, wenn eine objektive Durch-
führung der Prüfung aus anderen Gründen 
nicht gewährleistet erscheint.   

§ 4 
Vorsitz, Beschlussfähigkeit, Abstimmung  

(§ 41 BBiG) 
 

(1) Der Prüfungsausschuss wählt aus seiner 
Mitte einen Vorsitzenden und dessen Stellver-
treter. Der Vorsitzende und sein Stellvertreter 
sollen nicht derselben Mitgliedergruppe ange-
hören.  

(2) Der Prüfungsausschuss ist beschlussfä-
hig, wenn zwei Drittel seiner Mitglieder mitwir-
ken. Er beschließt mit der Mehrheit der abge-
gebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit gibt 
die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag. 
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§ 5 
Geschäftsführung 

 
(1) Das Landesamt für Geoinformation und 

Landentwicklung als zuständige Stelle regelt 
im Einvernehmen mit dem Prüfungsausschuss 
dessen Geschäftsführung. Hierzu gehören 
insbesondere Einladungen, die Führung einer 
Niederschrift und die Durchführung der Be-
schlüsse. 

(2) Die Sitzungsniederschriften sind vom 
Schriftführer und vom Vorsitzenden zu unter-
zeichnen. § 21 Nummer 5 bleibt unberührt. 

 
§ 6 

Verschwiegenheit 
 

Alle an der Vorbereitung und Durchführung der 
Prüfungen Beteiligten haben über Prüfungs-
vorgänge gegenüber Dritten Verschwiegenheit 
zu wahren. Dies gilt nicht gegenüber dem Be-
rufsbildungsausschuss. Ausnahmen bedürfen 
der Einwilligung der zuständigen Stelle beim 
Landesamt für Geoinformation und Landent-
wicklung.  
 

 

Zweiter Abschnitt 

Vorbereitung der Abschlussprüfung 
 

§ 7 
Prüfungstermine und -orte 

 
(1) Abschlussprüfungen finden, soweit erfor-
derlich, zweimal jährlich statt. Die maßge-
benden Termine sollen auf den Ablauf der 
Berufsausbildung und den Unterricht der Be-
rufsschulen abgestimmt sein.  

(2) Die zuständige Stelle gibt die Zeiträume 
im Sinne des Absatz 1 Satz 1 einschließlich 
der Anmeldefristen und Prüfungsorte in ge-
eigneter Weise mindestens einen Monat vor 
Ablauf der Anmeldefrist bekannt. Wird die 
Anmeldefrist überschritten, kann die zuständi-
ge Stelle die Annahme des Antrags verwei-
gern.  

(3) Werden für schriftlich durchzuführende 
Prüfungsbereiche einheitliche überregionale 
Prüfungsaufgaben verwendet, sind einheitlich 
überregional festgesetzte Prüfungstage von 
der zuständigen Stelle anzusetzen oder zu 
übernehmen.  

 
 
 
 

§ 8 
Allgemeine Zulassungsvoraussetzungen  

(§ 43 BBiG) 
 

(1) Zur Abschlussprüfung ist zuzulassen, 

a) wer die Ausbildungszeit zurückgelegt 
hat oder wessen Ausbildungszeit nicht 
später als zwei Monate nach dem Prü-
fungstermin endet,  

b) wer an der vorgeschriebenen Zwi-
schenprüfung teilgenommen sowie 
vorgeschriebene schriftliche Ausbil-
dungsnachweise geführt hat und 

c) wessen Berufsausbildungsverhältnis in 
das Verzeichnis der Berufsausbil-
dungsverhältnisse eingetragen oder 
aus einem Grund nicht eingetragen ist, 
den weder die Auszubildenden noch 
deren gesetzliche Vertreter oder 
Vertreterinnen zu vertreten haben.  

(2) Behinderte Menschen sind nach § 65 
Absatz 2 BBiG zur Abschlussprüfung auch 
zuzulassen, wenn die Voraussetzungen des 
Absatz 1 Nummer 2 und 3 nicht vorliegen. 

 
§ 9 

Zulassungsvoraussetzungen in  
besonderen Fällen  

(§ 45 BBiG) 
 

(1) Auszubildende können nach Anhören der 
Ausbildenden und der Berufsschule vor Ablauf 
ihrer Ausbildungszeit zur Abschlussprüfung 
zugelassen werden, wenn ihre Leistungen 
dies rechtfertigen.  

(2) Zur Abschlussprüfung ist auch zugelas-
sen, wer nachweist, dass er mindestens das 
Eineinhalbfache der Zeit, die als Ausbildungs-
zeit vorgeschrieben ist, in dem Beruf tätig ge-
wesen ist, in dem die Prüfung abgelegt wer-
den soll. Als Zeiten der Berufstätigkeiten gel-
ten auch Ausbildungszeiten in einem anderen, 
einschlägigen Ausbildungsberuf. Vom Nach-
weis der Mindestzeit nach Satz 1 kann ganz 
oder teilweise abgesehen werden, wenn durch 
Vorlage von Zeugnissen oder auf andere Wei-
se glaubhaft gemacht wird, dass der Bewerber 
oder die Bewerberin die berufliche Handlungs-
fähigkeit erworben hat, die die Zulassung zur 
Prüfung rechtfertigt. Ausländische Bildungs-
abschlüsse und Zeiten der Berufstätigkeit im 
Ausland sind zu berücksichtigen. 

(3) Soldaten oder Soldatinnen auf Zeit und 
ehemalige Soldaten oder Soldatinnen sind 
nach Absatz 2 Satz 3 zur Abschlussprüfung 
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zuzulassen, wenn das Bundesministerium der 
Verteidigung oder die von ihm bestimmte Stel-
le bescheinigt, dass der Bewerber oder die 
Bewerberin berufliche Fertigkeiten, Kenntnis-
se und Fähigkeiten erworben hat, welche die 
Zulassung zur Prüfung rechtfertigen. 

 
§ 10 

Anmeldung zur Abschlussprüfung 
 

(1) Der Antrag auf Zulassung zur Prüfung ist 
durch die Auszubildenden schriftlich nach den 
von der zuständigen Stelle bestimmten Fristen 
und Formularen zu stellen. Die Auszubilden-
den haben die Ausbildenden über die Antrag-
stellung zu unterrichten. 

Der Anmeldung ist beizufügen:  

1. in den Fällen des § 8 und § 9 Absatz 1 

1.1 eine Bescheinigung über die Teilnahme an 
der vorgeschriebenen Zwischenprüfung,  

1.2 der schriftliche Ausbildungsnachweis,  

1.3 das letzte Zeugnis der zuletzt besuchten 
Schule (Berufsschulzeugnis),  

1.4 gegebenenfalls weitere Ausbildungs-, Tä-
tigkeits- und Fortbildungsnachweise,  

1.5 gegebenenfalls eine Bescheinigung über 
Art und Umfang der Behinderung.  

 

2. in den Fällen des § 9 Absatz 2 und 3 

2.1 Tätigkeitsnachweise oder glaubhafte Dar-
legung über den Erwerb von Kenntnissen 
und Fertigkeiten im Sinne des § 9 Absatz 2 
oder Bescheinigungen im Sinne des § 9 
Absatz 3,  

2.2 das letzte Zeugnis der zuletzt besuchten 
Schule,  

2.3 gegebenenfalls weitere Ausbildungs-, Tä-
tigkeits- und Fortbildungsnachweise sowie 
Angaben über die Teilnahme an Prüfun-
gen,  

2.4 ein Lebenslauf (tabellarisch), 

2.5 gegebenenfalls eine Bescheinigung über 
Art und Umfang der Behinderung. 

  

 

 
 

§ 11 
Entscheidung über die Zulassung 

(§ 46 BBiG) 
 

(1) Über die Zulassung zur Abschlussprü-
fung entscheidet die zuständige Stelle. Hält 
die zuständige Stelle die Voraussetzungen für 
nicht gegeben, so entscheidet der Prüfungs-
ausschuss.  

(2) Die Entscheidung über die Zulassung ist 
dem Prüfungsbewerber und dem Ausbilden-
den rechtzeitig unter Angabe der Prüfungs-
termine und –orte einschließlich der erlaubten 
Arbeits- und Hilfsmittel mitzuteilen. 

(3) Die Entscheidung über die Nichtzulas-
sung ist dem Prüfungsbewerber schriftlich mit 
Begründung bekannt zu geben.  

(4) Die Zulassung kann von der zuständigen 
Stelle im Einvernehmen mit dem Prüfungs-
ausschuss bis zur Bekanntgabe des Prü-
fungsergebnisses widerrufen werden, wenn 
sie aufgrund von gefälschten Unterlagen oder 
falschen Angaben ausgesprochen wurde.  

 
 

 

Dritter Abschnitt 

Durchführung der Prüfung 
 

§ 12 
Prüfungsgegenstand  

(§ 38 BBiG) 
 

Durch die Abschlussprüfung ist festzustellen, 
ob der Prüfling die berufliche Handlungsfähig-
keit erworben hat. In ihr soll der Prüfling nach-
weisen, dass er die erforderlichen beruflichen 
Fertigkeiten beherrscht, die notwendigen be-
ruflichen Kenntnisse und Fähigkeiten besitzt 
und mit dem im Berufsschulunterricht zu ver-
mittelnden, für die Berufsausbildung wesentli-
chen Lehrstoff vertraut ist. Die Ausbildungs-
ordnung ist zugrunde zu legen.  
 

§ 13 
Gliederung der Prüfung 

 
(1) Die Abschlussprüfung richtet sich nach 

der Ausbildungsordnung.  

(2) Die Abschlussprüfung im Ausbildungs-
beruf Geomatiker / Geomatikerin besteht 
aus den Prüfungsbereichen: 

1. Geodatenprozesse, 
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2. Geodatenpräsentation, 

3. Geoinformationstechnik, 

4. Geodatenmanagement, 

5. Wirtschafts- und Sozialkunde. 

Für den Prüfungsbereich Geodatenprozesse 
bestehen folgende Vorgaben: 

1. Der Prüfling soll nachweisen, dass er 

a) Geodaten nach unterschiedlichen Me-
thoden erfassen, 

b) Geodaten verarbeiten und qualifizie-
ren, 

c) Geodaten zusammenführen und aus-
werten, 

d) Geodaten visualisieren und präsentie-
ren, 

e) die mathematischen und naturwis-
senschaftlichen Grundlagen der Geoin-
formationstechnologie anwenden, 

f) Arbeitsprozesse im Team planen und 
durchführen, 

g) Arbeitsergebnisse kontrollieren und 
bewerten, 

h) qualitätssichernde Maßnahmen an-
wenden und 

i) Arbeitsprozesse erläutern 

kann; 

2. der Prüfling soll einen betrieblichen 
Auftrag durchführen, mit prozess- und 
produktbezogenen Unterlagen doku-
mentieren und dazu ein auftragsbezo-
genes Fachgespräch führen; das Fach-
gespräch wird auf der Grundlage der 
prozess- und produktbezogenen Auf-
zeichnungen sowie des Ergebnisses des 
bearbeiteten betrieblichen Auftrags ge-
führt; dem Prüfungsausschuss ist vor der 
Durchführung des betrieblichen Auftrags 
die Aufgabenstellung einschließlich ei-
nes geplanten Bearbeitungszeitraums 
zur Genehmigung vorzulegen; 

3. die Prüfungszeit für die Durchführung 
des betrieblichen Auftrags einschließlich 
Dokumentation beträgt 20 Stunden und 
für das auftragsbezogene Fachgespräch 
höchstens 30 Minuten. 

Für den Prüfungsbereich Geodatenpräsenta-
tion bestehen folgende Vorgaben: 

1. Der Prüfling soll nachweisen, dass er 

a) Geodaten zu Marktprodukten aufbe-
reiten, 

b) Produktinformationen kundenorientiert 
erstellen und präsentieren sowie 

c) rechtliche Vorschriften, Normen und 
Standards berücksichtigen  

kann; 

2. der Prüfling soll dazu ein Prüfungs-
stück erstellen, dieses mit einer Präsen-
tation vorstellen und ein auftragsbezo-
genes Fachgespräch führen; der Prüfling 
wählt eine Aufgabe aus drei Alternativen 
aus; 

3. die Prüfungszeit beträgt für die Erstel-
lung des Prüfungsstückes sieben Stun-
den, für die Präsentation zehn Minuten 
und für das auftragsbezogene Fachge-
spräch höchstens 20 Minuten. 

Für den Prüfungsbereich Geoinformations-
technik bestehen folgende Vorgaben: 

1. Der Prüfling soll nachweisen, dass er 

a) mit Netzwerken, Geodatenbanken 
und Geodateninfrastrukturen umgehen, 

b) mit Metainformationssystemen umge-
hen, 

c) die mathematischen und naturwissen-
schaftlichen Grundlagen der Geoinfor-
mationstechnologie anwenden, 

d) die Normen und Standards bei den 
Arbeitsprozessen berücksichtigen und 

e) Vorgaben der Datensicherheit be-
rücksichtigen  

kann; 

2. der Prüfling soll fallorientierte Aufga-
ben schriftlich bearbeiten; 

3. die Prüfungszeit beträgt 90 Minuten. 

Für den Prüfungsbereich Geodatenmanage-
ment bestehen folgende Vorgaben: 

1. Der Prüfling soll nachweisen, dass er 

a) Geodaten nach unterschiedlichen Me-
thoden erfassen, 

b) Geodaten qualifizieren, 

c) grafische Gestaltungsmittel zur Visua-
lisierung von Geodaten einsetzen, 
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d) die mathematischen und naturwis-
senschaftlichen Grundlagen der Geoin-
formationstechnologie anwenden, 

e) Arbeitsergebnisse kontrollieren und 
bewerten, 

f) qualitätssichernde Maßnahmen an-
wenden und 

g) Arbeitsprozesse erläutern  

kann; 

2. der Prüfling soll fallorientierte Aufga-
ben schriftlich lösen; 

3. die Prüfungszeit beträgt 90 Minuten. 

Für den Prüfungsbereich Wirtschafts- und 
Sozialkunde bestehen folgende Vorgaben: 

1. Der Prüfling soll nachweisen, dass 
er allgemeine wirtschaftliche und gesell-
schaftliche Zusammenhänge der Berufs- 
und Arbeitswelt darstellen und beurtei-
len kann; 

2. der Prüfling soll praxisbezogene 
Aufgaben schriftlich lösen; 

3. die Prüfungszeit beträgt 60 Minuten. 

 

(3) Die Abschlussprüfung im Ausbildungs-
beruf Vermessungstechniker / Vermes-
sungstechnikerin in der Fachrichtung Ver-
messung besteht aus den Prüfungsberei-
chen: 

1. Vermessungstechnische Prozesse, 

2. Geodatenbearbeitung, 

3. Öffentliche Aufgaben und technische 
Vermessungen, 

4. Wirtschafts- und Sozialkunde. 

 
Für den Prüfungsbereich Vermessungstech-
nische Prozesse bestehen folgende Vorga-
ben: 

1. Der Prüfling soll nachweisen, dass er 

a) die vermessungstechnische Methodik 
anwenden, 

b) vermessungstechnische Berechnun-
gen durchführen, 

c) Geodaten visualisieren und 

d) Arbeitsprozesse und Ergebnisse do-
kumentieren und erläutern  

kann; 

2. der Prüfling soll einen betrieblichen 
Auftrag durchführen, mit prozess- und 
produktbezogenen Unterlagen doku-
mentieren und dazu ein auftragsbezo-
genes Fachgespräch führen; das Fach-
gespräch wird auf der Grundlage der 
prozess- und produktbezogenen Auf-
zeichnungen sowie des Ergebnisses des 
bearbeiteten betrieblichen Auftrags ge-
führt; dem Prüfungsausschuss ist vor der 
Durchführung des Auftrags die Aufga-
benstellung einschließlich des geplanten 
Bearbeitungszeitraums zur Genehmi-
gung vorzulegen; 

3. die Prüfungszeit für die Durchführung 
des betrieblichen Auftrags einschließlich 
Dokumentation beträgt 20 Stunden und 
für das auftragsbezogene Fachgespräch 
höchstens 30 Minuten. 

Für den Prüfungsbereich Geodatenbearbei-
tung bestehen folgende Vorgaben: 

1. Der Prüfling soll nachweisen, dass er 

a) Geodateninfrastrukturen und Geoda-
tenquellen unterscheiden, 

b) Geodatendienste und Geodatenin-
formationssysteme unterscheiden, 

c) Geodaten erheben und beschaffen 
sowie 

d) Geodaten berechnen und visualisie-
ren  

kann; 

2. der Prüfling soll fallorientierte Aufga-
ben schriftlich bearbeiten; 

3. die Prüfungszeit beträgt 150 Minuten. 

Für den Prüfungsbereich Öffentliche Aufga-
ben und technische Vermessungen bestehen 
folgende Vorgaben: 

1. Der Prüfling soll nachweisen, dass er 

a) auf Grundlage der entsprechenden 
rechtlichen Vorschriften Erhebungsdaten 
für die Übernahme in das Liegen-
schaftskataster qualifizieren, 

b) unter Beachtung der rechtlichen 
Grundlagen Planungsgeometrien beur-
teilen und vermessungstechnisch um-
setzen, 
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c) fachbezogene Verwaltungsakte unter-
scheiden, 

d) Verfahren der Bodenordnung, des 
Bodenmanagements und der Grund-
stückswertermittlung unterscheiden und 

e) Vermessungen hoher Genauigkeiten 
unterscheiden, auswerten und visualisie-
ren  

kann; 

2. der Prüfling soll fallorientierte Aufga-
ben schriftlich bearbeiten; 

3. die Prüfungszeit beträgt 90 Minuten. 

Für den Prüfungsbereich Wirtschafts- und 
Sozialkunde bestehen folgende Vorgaben: 

1. Der Prüfling soll nachweisen, dass er 
allgemeine wirtschaftliche und gesell-
schaftliche Zusammenhänge der Berufs- 
und Arbeitswelt darstellen und beurteilen 
kann; 

2. der Prüfling soll praxisbezogene Auf-
gaben schriftlich bearbeiten; 

3. die Prüfungszeit beträgt 60 Minuten. 

 

(4) Die Abschlussprüfung im Ausbildungs-
beruf Vermessungstechniker / Vermes-
sungstechnikerin in der Fachrichtung 
Bergvermessung besteht aus den Prüfungs-
bereichen: 

1. Vermessungstechnische Prozesse, 

2. Geodatenbearbeitung, 

3. Bergbauspezifische Prozesse, 

4. Wirtschafts- und Sozialkunde. 

Für den Prüfungsbereich Vermessungstechni-
sche Prozesse bestehen folgende Vorgaben: 

1. Der Prüfling soll nachweisen, dass er 

a) die vermessungstechnische Methodik 
anwenden, 

b) vermessungstechnische Berechnun-
gen durchführen, 

c) Geodaten visualisieren und 

d) Arbeitsprozesse und Ergebnisse do-
kumentieren und erläutern  

kann; 

2. der Prüfling soll einen betrieblichen 
Auftrag durchführen, mit prozess- und 
produktbezogenen Unterlagen doku-
mentieren und dazu ein auftragsbezo-
genes Fachgespräch führen; das Fach-
gespräch wird auf der Grundlage der 
prozess- und produktbezogenen Auf-
zeichnungen sowie des Ergebnisses 
des bearbeiteten betrieblichen Auftrags 
geführt; dem Prüfungsausschuss ist vor 
der Durchführung des Auftrags die Auf-
gabenstellung einschließlich des ge-
planten Bearbeitungszeitraums zur Ge-
nehmigung vorzulegen;  

3. die Prüfungszeit für die Durchführung 
des betrieblichen Auftrags einschließlich 
Dokumentation beträgt 20 Stunden und 
für das auftragsbezogene Fachge-
spräch höchstens 30 Minuten. 

Für den Prüfungsbereich Geodatenbearbei-
tung bestehen folgende Vorgaben: 

1. Der Prüfling soll nachweisen, dass er 

a) Geodateninfrastrukturen und Geoda-
tenquellen unterscheiden, 

b) Geodatendienste und Geodatenin-
formationssysteme unterscheiden, 

c) Geodaten erheben und beschaffen 
sowie 

d) Geodaten berechnen und visualisie-
ren  

kann; 

2. der Prüfling soll fallorientierte Aufga-
ben schriftlich bearbeiten; 

3. die Prüfungszeit beträgt 150 Minuten. 

Für den Prüfungsbereich Bergbauspezifische 
Prozesse bestehen folgende Vorgaben: 

1. Der Prüfling soll nachweisen, dass er 

a) Bestandteile des bergmännischen 
Risswerks anfertigen, nachtragen und 
nutzen, 

b) geologische und tektonische Gege-
benheiten unterscheiden, erfassen und 
darstellen, 

c) bergbauspezifische Vermessungen 
und Gebirgsbewegungsvermessungen 
unterscheiden, auswerten und visualisie-
ren, 

d)  bergbautechnische Verfahren und An-
lagen unterscheiden sowie 
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e) Sicherheitsvorschriften und sicher-
heitstechnische Anlagen und Maßnah-
men unterscheiden  

kann; 

2. der Prüfling soll fallorientierte Aufga-
ben schriftlich bearbeiten; 
 
3. die Prüfungszeit beträgt 90 Minuten. 
 
 

Für den Prüfungsbereich Wirtschafts- und So-
zialkunde bestehen folgende Vorgaben: 
 

1. Der Prüfling soll nachweisen, dass er 
allgemeine wirtschaftliche und gesell-
schaftliche Zusammenhänge der Berufs- 
und Arbeitswelt darstellen und beurteilen 
kann; 
 
2. der Prüfling soll praxisbezogene Auf-
gaben schriftlich lösen; 
 
3. die Prüfungszeit beträgt 60 Minuten.  

(5) Bei der Durchführung der Prüfung sollen 
die besonderen Verhältnisse behinderter Men-
schen berücksichtigt werden. Dies gilt insbe-
sondere für die Dauer der Prüfung, die Zulas-
sung von Hilfsmitteln und die Inanspruchnah-
me von Hilfeleistungen Dritter wie Gebärden-
sprachdolmetscher für hörbehinderte Men-
schen (§ 65 Absatz 1 BBiG). Die Art der Be-
hinderung ist mit dem Antrag auf Zulassung 
zur Prüfung nachzuweisen. 

 
§ 14 

Prüfungsaufgaben 
 

(1) Der jeweilige Prüfungsausschuss be-
schließt auf der Grundlage der Ausbildungs-
ordnung die Prüfungsaufgaben.  

(2) Überregional oder von einem Aufgaben-
erstellungsausschuss erstellte oder ausge-
wählte Aufgaben können  vom Prüfungsaus-
schuss übernommen werden, sofern die zu-
ständige Stelle über die Übernahme entschie-
den hat.  

 
§ 15 

Nichtöffentlichkeit 
 

(1) Die Prüfungen sind nicht öffentlich. Ver-
treter des Ministeriums für  Ländlichen Raum 
und Verbraucherschutz Baden-Württemberg 
und anderer oberster Landesbehörden, des 
Landesamts für Geoinformation und Landent-
wicklung sowie Mitglieder des Berufsbildungs-

ausschusses können anwesend sein. Der Prü-
fungsausschuss kann im Einvernehmen mit 
der zuständigen Stelle andere Personen als 
Gäste zulassen.  

(2) Bei der Beratung über das Prüfungser-
gebnis dürfen nur Mitglieder des Prüfungs-
ausschusses und der Schriftführer anwesend 
sein.  

 
§ 16 

Leitung und Aufsicht 
 

(1) Die Prüfungen werden unter Leitung des 
Vorsitzenden des jeweiligen Prüfungsaus-
schusses abgenommen.  

(2)  Die zuständige Stelle regelt im Einver-
nehmen mit dem Prüfungsausschuss die Auf-
sichtsführung, die sicherstellen soll, dass der 
Prüfling die Prüfungsbereiche, in denen Prü-
fungsleistungen mit  eigener Anforderung und  
Gewichtung schriftlich  zu  erbringen  sind, 
selbstständig und nur mit den erlaubten Ar-
beits- und Hilfsmitteln ausführt. Der Aufsichts-
führende öffnet in Gegenwart der Prüflinge die 
Umschläge mit den Prüfungsaufgaben.  

(3) Über den Verlauf der Prüfung ist eine  
Niederschrift zu fertigen.  

 
§ 17 

Ausweispflicht und Belehrung 
 

(1) Die Prüflinge haben sich auf Verlangen 
des Aufsichtsführenden über ihre Person aus-
zuweisen. 

(2) Sie sind vor Beginn der Prüfung in den  
Prüfungsbereichen, in denen Prüfungsleistun-
gen mit  eigener Anforderung und  Gewich-
tung schriftlich  zu  erbringen  sind, über den 
Prüfungsablauf, die zur Verfügung stehende 
Zeit, die erlaubten Arbeits- und Hilfsmittel und 
die Folgen von Täuschungshandlungen und 
Ordnungsverstößen zu belehren.  

 
 

§ 18 
Täuschungshandlungen und  

Ordnungsverstöße 
 

(1) Unternimmt es ein Prüfling, das Prü-
fungsergebnis durch Täuschung oder Benut-
zung nicht zugelassener Hilfsmittel zu beein-
flussen oder leistet er Beihilfe zu einer Täu-
schung oder einem Täuschungsversuch, liegt 
eine Täuschungshandlung vor.  
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(2) Wird während der Prüfung festgestellt, 
dass ein Prüfling eine Täuschungshandlung 
begeht oder einen entsprechenden Verdacht 
hervorruft, ist der Sachverhalt von der Auf-
sichtsführung festzustellen und zu protokollie-
ren. Der Prüfling setzt die Prüfung vorbehalt-
lich der Entscheidung des Prüfungsausschus-
ses über die Täuschungshandlung fort. 

(3) Liegt eine Täuschungshandlung vor, wird 
die von der Täuschungshandlung betroffene 
Prüfungsleistung mit „ungenügend“ (= 0 Punk-
te) bewertet. In schweren Fällen, insbesonde-
re bei vorbereiteten Täuschungshandlungen, 
kann der Prüfungsausschuss den Prüfungsteil 
oder die gesamte Prüfung mit „ungenügend“ 
(= 0 Punkte) bewerten.   

(4) Behindert ein Prüfling durch sein Verhal-
ten die Prüfung so, dass die Prüfung nicht 
ordnungsgemäß durchgeführt werden kann, 
ist er von der Teilnahme auszuschließen. Die 
Entscheidung hierüber kann von der Aufsicht-
führung getroffen werden. Die endgültige Ent-
scheidung über die Folgen für den Prüfling hat 
der Prüfungsausschuss unverzüglich zu tref-
fen. Absatz 3 gilt entsprechend. Gleiches gilt 
bei Nichtbeachtung der Sicherheitsvorschrif-
ten. 

(5) Vor Entscheidungen des Prüfungsaus-
schusses nach den Absätzen 3 und 4 ist der 
Prüfling zu hören. 

 
§ 19 

Rücktritt, Nichtteilnahme 
 

(1) Der Prüfling kann nach Anmeldung vor 
Beginn der Abschlussprüfung durch schriftli-
che Erklärung gegenüber der zuständigen 
Stelle von der Abschlussprüfung zurücktreten. 
In diesem Fall gilt die Abschlussprüfung als 
nicht abgelegt.  

(2) Tritt ein Prüfling nach Beginn der Ab-
schlussprüfung zurück, so können bereits er-
brachte, in sich abgeschlossene Prüfungsleis-
tungen nur anerkannt werden, wenn ein wich-
tiger Grund für den Rücktritt vorliegt (z.B. 
Krankheitsfall, der durch Vorlage einer ärztli-
chen Bescheinigung nachgewiesen wird). Der 
Prüfungsausschuss bestimmt, in welcher Wei-
se versäumte Prüfungsleistungen nachzuho-
len sind.  

(3) Erfolgt der Rücktritt nach Beginn der Ab-
schlussprüfung oder nimmt der Prüfling an der 
Abschlussprüfung oder Teilen der Abschluss-
prüfung nicht teil, ohne dass ein wichtiger 
Grund vorliegt, so gilt die Abschlussprüfung 
als nicht bestanden. 

(4) Über das Vorliegen eines wichtigen 
Grundes entscheidet der Prüfungsausschuss.  

 
 

 

Vierter Abschnitt 

Bewertung, Feststellung und Beur-
kundung des Prüfungsergebnisses 

 
§ 20 

Bewertung 
 

(1) Die Prüfungsleistungen gemäß der Glie-
derung der Abschlussprüfung nach § 13 sowie 
die Gesamtleistung sind – unbeschadet der 
Gewichtung von einzelnen Prüfungsleistungen 
auf Grund der Ausbildungsordnung – wie folgt 
zu bewerten:  

eine den Anforderungen in besonderem Ma-
ße entsprechende Leistung  

= 100 – 92 Punkte = sehr gut,  

eine den Anforderungen voll entsprechende 
Leistung 

= unter 92 – 81 Punkte = gut, 

eine den Anforderungen im allgemeinen ent-
sprechende Leistung  

= unter 81 – 67 Punkte = befriedigend, 

eine Leistung, die zwar Mängel aufweist, a-
ber im ganzen den Anforderungen noch ent-
spricht 

= unter 67 – 50 Punkte = ausreichend, 

eine Leistung, die den Anforderungen nicht 
entspricht, jedoch erkennen lässt, dass die 
notwendigen Grundkenntnisse vorhanden sind 

= unter 50 – 30 Punkte = mangelhaft,  

eine Leistung, die den Anforderungen nicht 
entspricht und bei der selbst die Grundkennt-
nisse lückenhaft sind 

= unter 30 Punkte = ungenügend.  

(2) Jede Prüfungsleistung in einem Prü-
fungsbereich, in denen Prüfungsleistungen mit  
eigener Anforderung und  Gewichtung schrift-
lich  zu  erbringen  sind, ist von den vom Prü-
fungsausschuss festgelegten Erst- und Zweit-
prüfern des jeweiligen Prüfungsfachs getrennt 
und selbstständig zu beurteilen und zu bewer-
ten.  
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(3) Weichen Vorschläge der Prüfer einer Ar-
beit um nicht mehr als zehn Punkte voneinan-
der ab, so gilt der Durchschnitt. Bei größeren 
Abweichungen setzt, wenn die Prüfer sich 
nicht einigen oder sich nicht bis auf zehn 
Punkte annähern, der Prüfungsausschuss die 
Punkte fest.  

 
§ 21 

Feststellung des Prüfungsergebnisses 
 

(1) Der Prüfungsausschuss stellt die Ergeb-
nisse der einzelnen Prüfungsleistungen sowie 
das Gesamtergebnis der Abschlussprüfung 
fest.  

(2) Das Gesamtergebnis der Prüfung wird 
aus den ermittelten Punkten der Prüfungsbe-
reiche mit der Gewichtung gemäß der Ausbil-
dungsordnung ermittelt. 

 
Im Ausbildungsberuf Geomatiker / Geoma-
tikerin sind die Prüfungsbereiche wie folgt 
zu gewichten: 
 

Prüfungsbereich: Gewichtung: 

Geodatenprozesse 40 Prozent 
Geodatenpräsentation 15 Prozent 
Geoinformationstechnik 15 Prozent 
Geodatenmanagement 20 Prozent 
Wirtschafts- und   
  Sozialkunde  10 Prozent 
 
Im Ausbildungsberuf Vermessungstech-
niker / Vermessungstechnikerin in der 
Fachrichtung Vermessung sind die Prü-
fungsbereiche wie folgt zu gewichten: 
 

Prüfungsbereich: Gewichtung: 

Vermessungstechnische  
  Prozesse 40 Prozent 
Geodatenbearbeitung 30 Prozent 
Öffentliche Aufgaben und 
  technische Vermessungen 20 Prozent 
Wirtschafts- und   
  Sozialkunde 10 Prozent 
 
 
Im Ausbildungsberuf Vermessungstech-
niker / Vermessungstechnikerin in der  
Fachrichtung Bergvermessung sind die 
Prüfungsbereiche wie folgt zu gewichten: 
 

Prüfungsbereich: Gewichtung: 

Vermessungstechnische  
  Prozesse 40 Prozent 

Geodatenbearbeitung 30 Prozent 
Bergbauspezifische Prozesse 20 Prozent 
Wirtschafts- und   
  Sozialkunde 10 Prozent 
 
(3) Die Abschlussprüfung ist bestanden, 

wenn die in der Ausbildungsordnung für den 
Ausbildungsberuf festgelegten Bestehensre-
geln erfüllt werden. 

a) Die Abschlussprüfung im Ausbildungs-
beruf Geomatiker / Geomatikerin ist 
bestanden, wenn die Leistungen: 

• im Gesamtergebnis mit mindestens „aus-
reichend“, 

• im Prüfungsbereich Geodatenprozesse 
mit mindestens „ausreichend“, 

• in mindestens drei der übrigen Prü-
fungsbereiche mit mindestens „aus-
reichend“ und 

• in keinem  Prüfungsbereich mit „unge-
nügend“  

bewertet worden sind 
 

b) Die Abschlussprüfung im Ausbildungs-
beruf Vermessungstechniker / Ver-
messungstechnikerin in der  Fach-
richtung Vermessung ist bestanden, 
wenn die Leistungen: 

• im Gesamtergebnis mit mindestens „aus-
reichend“, 

• im Prüfungsbereich Geodatenbearbeitung 
mit mindestens „ausreichend“, 

• in mindestens zwei der übrigen Prüfungs-
bereiche mit mindestens „ausreichend“ 
und 

• in keinem  Prüfungsbereich mit „ungenü-
gend“  

bewertet worden sind. 
 

c) Die Abschlussprüfung im Ausbildungs-
beruf Vermessungstechniker / Ver-
messungstechnikerin in der Fachrich-
tung Bergvermessung ist bestanden, 
wenn die Leistungen: 

• im Gesamtergebnis mit mindestens „aus-
reichend“, 

• im Prüfungsbereich Geodatenbearbeitung 
mit mindestens „ausreichend“, 

• in mindestens zwei der übrigen Prüfungs-
bereiche mit mindestens „ausreichend“ 
und 

• in keinem  Prüfungsbereich mit „ungenü-
gend“  
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bewertet worden sind. 
 

(4) Auf Antrag des  Prüflings ist die Prüfung 
in einem  der  mit schlechter als „ausreichend“ 
bewerteten Prüfungsbereiche, in denen Prü-
fungsleistungen mit  eigener Anforderung und  
Gewichtung schriftlich  zu  erbringen  sind,  
durch  eine  mündliche Prüfung von  etwa 15 
Minuten zu ergänzen, wenn dies für das Be-
stehen der Prüfung den  Ausschlag  geben 
kann. Bei der Ermittlung des Ergebnisses für 
diesen Prüfungsbereich sind das bisherige 
Ergebnis und  das Ergebnis der mündlichen 
Ergänzungsprüfung im Verhältnis  von 2:1 zu 
gewichten. 

(5) Über den Verlauf der Abschlussprüfung 
einschließlich der Feststellung der einzelnen 
Prüfungsergebnisse ist eine Prüfungsnieder-
schrift zu fertigen. Sie ist von den Mitgliedern 
des Prüfungsausschusses zu unterzeichnen.  

(6) Im Prüfungszeugnis wird als Gesamtnote 
verwendet:  

Note:                bei Punkten: 
 
sehr gut               100 bis 92 
gut         unter 92 bis 81 
befriedigend     unter 81 bis 67 
ausreichend      unter 67 bis 50 
 
(7) Der Prüfungsausschuss soll dem Prü-

fungsteilnehmer am letzten Prüfungstag mit-
teilen, ob er die Prüfung „bestanden“ oder 
„nicht bestanden“ hat. Hierüber ist dem Prü-
fungsteilnehmer unverzüglich eine vom Vor-
sitzenden zu unterzeichnende Bescheinigung 
auszuhändigen. Kann die Feststellung des 
Prüfungsergebnisses nicht am Tag der letzten 
Prüfungsleistung getroffen werden, so hat der 
Prüfungsausschuss bzw. die zuständige Stelle 
sie unverzüglich zu treffen und dem Prüfungs-
teilnehmer unverzüglich mitzuteilen. Für den 
Zeitpunkt des Bestehens oder Nichtbestehens 
ist der Tag der Bekanntgabe des Ergebnisses 
maßgeblich. 

 
§ 22 

Prüfungszeugnis 
 

(1) Prüflinge, die die Abschlussprüfung be-
standen haben, erhalten ein Prüfungszeugnis.  

Das Prüfungszeugnis enthält: 

 1. die Bezeichnung „Prüfungszeugnis nach 
§ 37 Absatz 2 BBiG“,  

 2. die Personalien des Prüflings,  

 3. die Bezeichnung des Ausbildungsbe-
rufs, ggf. mit Fachrichtung,  

 4. die Ergebnisse (Punkte) der Prüfungs-
bereiche und das Gesamtergebnis (No-
te),   

 5. das Datum des Bestehens der Ab-
schlussprüfung,  

 6. die Unterschriften des Vorsitzenden des 
Prüfungsausschusses und des Beauf-
tragten des Landesamts für Geoinforma-
tion und Landentwicklung mit Dienstsie-
gel.  

(2) Das Prüfungszeugnis wird dem Prüfling  
alsbald ausgehändigt oder dem Ausbildenden 
zur Aushändigung übersandt. Ausbildenden 
werden auf deren Verlangen die Ergebnisse 
der Abschlussprüfung der Auszubildenden 
übermittelt. 

 
§ 23 

Nicht bestandene Abschlussprüfung 
 

(1) Bei nicht bestandener Abschlussprüfung 
erhalten der Prüfling und sein gesetzlicher 
Vertreter sowie der Ausbildende von der zu-
ständigen Stelle einen schriftlichen Bescheid. 
Darin ist anzugeben, in welchen Prüfungsbe-
reichen keine ausreichenden Leistungen er-
bracht worden sind.  

(2) Auf die besonderen Bedingungen der 
Wiederholungsprüfung gemäß § 24 ist hinzu-
weisen.  

 

Fünfter Abschnitt 

Wiederholungsprüfung 
 

§ 24 
Wiederholung der Abschlussprüfung 

 
(1) Die Abschlussprüfung kann im Fall des 

Nichtbestehens zweimal wiederholt werden.  

(2) Hat der Prüfling bei nicht bestandener 
Abschlussprüfung in einem selbstständigen 
Prüfungsbereich mindestens ausreichende 
Leistungen erbracht, so ist dieser auf Antrag 
des Prüflings nicht zu wiederholen, sofern der 
Prüfling sich innerhalb von zwei Jahren – ge-
rechnet vom Tage der Feststellung des Er-
gebnisses der nicht bestandenen Prüfung – 
zur Wiederholungsprüfung anmeldet. Die Be-
wertung in einem selbstständigen Prüfungsbe-
reich ist im Rahmen der Wiederholungsprü-
fung zu übernehmen. 
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(3) Die Abschlussprüfung kann frühestens 
zum nächsten Prüfungstermin wiederholt wer-
den. Bei der Anmeldung sind außerdem Ort 
und Datum der vorhergegangenen Ab-
schlussprüfung anzugeben.  

 
 

Sechster Abschnitt 

Schlussbestimmungen 
 

§ 25 
Rechtsbehelfe 

 
Entscheidungen des Prüfungsausschusses 
sowie der zuständigen Stelle sind bei ihrer 
schriftlichen Bekanntgabe an den Prüfungs-
bewerber bzw. Prüfling mit einer Rechtsbe-
helfsbelehrung zu versehen.  
 

§ 26 
Prüfungsunterlagen 

 
Auf Antrag ist dem Prüfling binnen der gesetz-
lich vorgegebenen Frist zur Einlegung eines 
Rechtsbehelfs Einsicht in seine Prüfungsunter-
lagen zu gewähren. Die schriftlichen Prü-
fungsarbeiten sind ein Jahr, die Anmeldungen 
und Niederschriften gemäß § 21 Absatz 5 sind 
zehn Jahre aufzubewahren.  
 

 
 
 
 

§ 27 
Übergangsvorschriften 

 
Berufsausbildungsverhältnisse, die vor dem 
Inkrafttreten der Verordnung über die Be-
rufsausbildung in der Geoinformationstechno-
logie vom 1. August 2010 bestanden, werden 
nach der Prüfungsordnung für die Durchfüh-
rung von Abschlussprüfungen im Ausbildungs-
beruf Vermessungstechniker/in vom 30. Sep-
tember 2009 abgeschlossen. Letztmalig wird 
die Abschlussprüfung im Januar/Februar 2014 
angeboten. 

 
 
 
 

§ 28 
Inkrafttreten, Genehmigung 

 
Diese Prüfungsordnung wird im Gemeinsamen 
Amtsblatt veröffentlicht. Sie tritt am Tag nach 
ihrer Veröffentlichung in Kraft. 
 
Die Prüfungsordnung wurde am 13. Januar 
2012 nach § 47 Absatz 1 Satz 2 BBiG vom Mi-
nisterium für Ländlichen Raum und Verbrau-
cherschutz Baden-Württemberg genehmigt.  

 
 
 
 
 
 

 


